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Presseerklärung der Vorbereitungsgruppe vom 13.12.2015 

Lasst Wohnungslose und Flüchtlinge im Springer-Haus wohnen! 

Die Stadt als Jobmotor für Geflüchtete! 

Am vergangenen Freitag, den 11.12.2015, wurde in der HAW (Department Soziale Arbeit) die Ta-

gung „Stadt des Ankommens“ durchgeführt. Rund 300 TeilnehmerInnen aus dem Spektrum der Stadt-

teil- und Flüchtlingsinitiativen, sozialer, kirchlicher und gewerkschaftlicher Gruppen sowie Geflüchte-

ten-Organisationen beschäftigten sich den Nachmittag über mit den Themen Zusammenleben, Selbst-

organisation, Bildung, Arbeit und Wohnen. Anliegen war es dabei, über konkrete Beispiele und Erfah-

rungen aus verschiedensten Zusammenhängen in Hamburg eine Vorstellung zu entwickeln, wie die 

Stadt des Ankommens aussehen kann und welche Bedingungen dafür geschaffen werden müssen. Am 

Abend wies der Stadtsoziologe Prof. Dr. Walter Siebel in seinem Vortrag nach, dass der Zuzug von 

„Fremden“ für die Stadt Alltag ist, ja konstitutiv in deren Geschichte war.  

Wichtige, von dieser Tagung ausgehende Botschaften waren  

 die dringend nötige Förderung der Selbstorganisation von MigrantInnen und die Erweiterung 

ihrer Beteiligungsmöglichkeiten u.a. in den anstehenden Planungsverfahren; 

 ein Jobprogramm in Unternehmen mit städtischer Beteiligung, das das Vergaberecht produktiv 

für gut bezahlte Jobs für Flüchtlinge anwendet; 

 die notwendige Orientierung auf das dezentrale, gemischte Wohnen der Geflüchteten, ermög-

licht durch die Beschlagnahmung von Wohnungs- und Büroleerständen sowie Quotenregelun-

gen bei allen Grundstücksvergaben und Neubauvorhaben; 

 die Erkenntnis, dass alle bestehenden Wohnungsprogramme im Hinblick auf die akute Woh-

nungsnot von Einheimischen wie Zuziehenden überprüft und der „Drittelmix“ zugunsten von 

mehr sozialem Wohnungsneubau in allen Stadtteilen abgeändert werden müssen; 

 die Überzeugung, dass Kontaktflächen und -chancen für alle Eingesessenen und Hinzuziehen-

den wichtig sind und helfen, Unsicherheiten zu überwinden; 

 die Aufforderung an das Bezirksamt Hamburg-Mitte, auf den Umzug in das ehemalige Sprin-

ger-Gebäude zu verzichten und dieses zu winterfesten Flüchtlingswohnungen umzubauen.  

Für das sich an diesem Tag abzeichnende hamburgweite Willkommensbündnis fängt die Arbeit gerade 

erst an. Die auf der Tagung vorgelegte Erklärung soll dafür als Grundlage der weiteren Diskussion 

dienen, ebenso das von uns getroffene Resümee und die von Elke Ehninger visualisierten Konfe-

renzergebnisse. 

Für die Vorbereitungsgruppe: 

Simone Borgstede (Never mind the Papers im Netzwerk Recht auf Stadt) 

Peter Bremme (Ver.di, Fachbereich Besondere Dienstleistungen) 

Anne-Marie Gehrke (HAW, Department Soziale Arbeit, Refugees Welcome St. Georg) 

Prof. Dr. Simon Güntner (HAW, Department Soziale Arbeit) 

Steffen Jörg (GWA St. Pauli/St. Pauli selber machen) 

Michael Joho (Einwohnerverein St. Georg von 1987 e.V.) 

Prof. Michael Rothschuh (Zukunft Elbinsel Wilhelmsburg e.V.)
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Tagung „Stadt des Ankommens“ am 11.12.2015 

Erstes Resümee der Vorbereitungsgruppe vom 13.12.2016 

 

Mit nahezu 300 Teilnehmerinnen und Teilnehmern ist die Tagung „Stadt des Ankommens“ am 11. 

Dezember auf große Resonanz gestoßen. Veranstaltet wurde sie von Stadtteilorganisationen, Flücht-

lingsinitiativen, gewerkschaftlichen Fachbereichen, der Evangelischen Akademie der Nordkirche, der 

AG Soziales Hamburg sowie dem Department Soziale Arbeit der HAW. 

Mit dieser Tagung haben wir anhand vieler praktischer Beispiele Wege aufgezeigt, wie gelingendes 

Ankommen gestaltet werden kann. In einer Stadt des Ankommens werden denen, die kommen, Wege 

in die Gesellschaft geöffnet. Das beginnt mit der Zuerkennung und Verwirklichung der Menschen-

würde und Menschenrechte für jede und jeden, Gleichberechtigung der Geschlechter, Nichtdiskrimi-

nierung aufgrund von Herkunft, sexueller Identität, Religion oder Behinderung. Das bedeutet Zugang 

zu Wohnen, Bildung, Arbeit, Gesundheitsleistungen, Mobilität, Kultur, Einkaufsmöglichkeiten und 

dem allgemeinen öffentlichen Leben.  

Die Tagung machte deutlich: Der Unsicherheit der Ankommenden über ihr Schicksal sowie der Viel-

falt der beteiligten und betroffenen Menschen kann mit vielfältigen und kreativen Ideen und Maßnah-

men begegnet werden. 

 Ankommen ist kein Zustand, sondern ein Prozess der Orientierung, der auch der Unterstützung 

bedarf. Welche Wege offen stehen, bestimmt, wo und unter welchen Umständen ein Mensch sei-

nen Platz findet – am Rand oder inmitten der Gesellschaft. Pfarrer Joachim Tröstler vom Runden 

Tisch Langenhorn unterstrich: „Für das Zusammenleben im Gemeinwesen braucht es Kontaktflä-

chen und Begegnungsmöglichkeiten im Alltag“.  

 Vertreter_innen der Lampedusagruppe wie der Roma-Gruppe, die aus Protest gegen eine drohende 

Abschiebung im September den Hamburger Michel besetzt hatte, unterstrichen, dass Selbstorgani-

sation nicht nur Selbsthilfe zum Überstehen von extremen Notlagen ist, sondern zugleich Anstoß 

für die Gesellschaft, nicht wegzugucken, sondern solidarisch zu sein.  

 Peter Bremme von ver.di betonte: Die Stadt und ihre vielen stadteigenen Unternehmen können 

über die Vergabe von Aufträgen Unternehmen an Bedingungen binden, die zur Beschäftigung von 

Flüchtlingen führen, z.B. mit dem Instrument „Wohnungen selber bauen – Chance für Ausbil-

dung, Nachqualifizierung und Beschäftigung!“. Dieses kann bei der Umsetzung des Wohnungs-

bauprogramms systematisch, zeitnah und wirkungsvoll eingesetzt und verbindlich für alle Investo-

ren vereinbart werden. 

 Die Stadt verfügt selbst über Gebäude, die leer stehen und sofort für die Unterbringung genutzt 

werden können. Auf das ehemalige Springerhaus wies Prof. Dr. Kniess hin, das der Bezirk Mitte 

nach einem Umzug aus den City-Häusern mit nutzen will. Ein solcher Umzug ist keineswegs 

dringlich, so dass das Gebäude den Flüchtlingen zur Nutzung gestellt werden sollte. Anhaltenden 

Wohnungsleerstand gibt es bei der SAGA und bei vielen Privatgebäuden – hier sollte der Senat 

endlich von seiner Möglichkeit Gebrauch machen, angesichts der Wohnungsnot § 14a SOG anzu-

wenden. 

 Die Bezirke haben sich für die nächsten Jahre ein umfangreiches Wohnungsbauprogramm vorge-

nommen. Bei jedem einzelnen dieser Programme ist zu prüfen, wie es modifiziert und aufgestockt 

werden kann, damit Wohnungen für Flüchtlinge in den vielfältigen Quartieren entstehen. Denn die 

beste Chance für eine Stadt für alle bietet das Wohnen auch der Neuangekommenen mittendrin 

und miteinander. 

Eindeutig ist: Der so genannte Drittelmix ist nicht mehr zeitgemäß und bedarfsgerecht. Wohnungsnot 

besteht bei vielen, die schon lange unterversorgt sind, und sie besteht bei den Flüchtlingen, die jetzt 

notdürftig untergebracht sind. Die Beseitigung von Wohnungsnot ist vordringliche Pflicht der Stadt; 
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die meisten der neu zu bauenden Wohnungen müssen deshalb Sozialwohnungen sein. Je mehr Sozial-

wohnungen gebaut werden, desto klarer ist die Perspektive, dass alle eine Chance auf den Zugang zum 

Wohnungsmarkt bekommen. Keine Grundstücksvergabe, kein Neubau mehr ohne entsprechende An-

teile öffentlich geförderter Wohnungen in ganz Hamburg – und nicht vorrangig konzentriert in großen 

Einheiten am Rand! 

Die Tagung wurde begleitet von Elke Ehninger, die den Prozess auf großen Tafeln kreativ mit ge-

zeichnet hat. 

 

 

Kontakt: 

E-Mail:  stadt_des_ankommens@haw-hamburg.de  

Facebook: Stadt des Ankommens 

Twitter/ 

Instagram: hamburg_sda 


